
491

37. Jahrgang (2011), Heft 3 Wirtschaft und Gesellschaft

Die nationale Frage in der  
Reichsgewerkschaftskommission  

Rezension von: John Evers, Internationale 
Gewerkschaftsarbeit in der Habsburger-

monarchie (Berichte und Forschungen zur 
Gewerkschaftsgeschichte I), ÖGB-Verlag, 
Wien 2010, 409 Seiten, broschiert, € 38.

Das Institut zur Erforschung der Ge-
schichte der Gewerkschaften und der Ar-
beiterkammern und der Verlag des ÖGB 
initiierten 2010 eine neue Reihe: „Berich-
te und Forschungen zur Gewerkschafts-
geschichte“.

Der vorliegende erste Band derselben 
befasst sich mit den Herausforderun-
gen, die sich für die sozialdemokratische 
Gewerkschaftsbewegung der österrei-
chischen Reichshälfte der Habsbur-
germonarchie („Cisleithanien“) aus den 
zunehmenden nationalen Konflikten er-
gaben, und mit den verfolgten Lösungs-
ansätzen. Das für die Regelungseffekti-
vität aller Gewerkschaften fundamentale 
Problem, wie die multinationale Arbei-
terschaft Cisleithaniens zu organisieren 
sei, wird am Beispiel der deutschen und 
tschechischen ArbeitnehmerInnen in den 
Böhmischen Ländern (Böhmen, Mähren, 
Schlesien) und in Niederösterreich, den 
am stärksten industrialisierten Kronlän-
dern, analysiert. Die Suche nach interna-
tionalen Organisationskonzepten inner-
halb Cisleithaniens stellt der Autor in den 
europäischen Kontext; denn Evers‘ The-
se lautet, dass die tatsächlich umgesetz-
ten organisatorischen Konzepte für den 
Umgang mit dem Nationalitätenproblem 
nur im Zusammenhang mit der interna-
tionalen, europäischen Einbindung der 
sozialdemokratischen Reichsgewerk-
schaftskommission verständlich werden. 

Nach der Gründung der Reichsge-

werkschaftskommission 1893 stellte sich 
rasch die Frage, wie die Gewerkschaften 
nichtdeutscher ArbeitnehmerInnen sich 
in die angestrebten Cisleithanien-weiten 
Organisationsstrukturen einfügen sollten.

Der II. Gewerkschaftskongress 1896 
trug den Forderungen von deutschen und 
tschechischen AktivistInnen, Gewerk-
schaften möglichst weit und flexibel für 
tschechische ArbeitnehmerInnen und Or-
ganisationen zu öffnen, nicht Rechnung. 
In Reaktion darauf gründeten tschechi-
sche GewerkschafterInnen in Prag die 
„Tschechoslawische Gewerkschaftsver-
einigung“ (OSČ), die allerdings das Ein-
vernehmen mit der Wiener Kommission 
und einen gemeinsamen internationalen 
Gewerkschaftsaufbau suchte. Die Basis 
der Prager Kommission beschränkte sich 
auf einige Berufsgruppen in Innerböh-
men. Außerhalb dieses Bereichs verblieb 
die tschechische Bewegung fast vollstän-
dig in den Strukturen der Reichsgewerk-
schaftskommission.

Die generelle Frage war, ob die Ent-
wicklung zu einer modernen gewerk-
schaftlichen Massenbewegung mit einer 
zentralistischen, von deutschen Arbeit-
nehmerfunktionärInnen dominierten Ge-
werkschaftsstruktur, also ohne national-
föderale Zugeständnisse, möglich sein 
würde, oder ob regionale Disparitäten 
und nationale Identitäten nicht eine ge-
wisse organisatorische Flexibilität, ein 
Spektrum unterschiedlicher Organisati-
onsformen, erforderten. 

Zwei diametral entgegengesetzte sozi-
aldemokratische Gewerkschaftskonzep-
tionen für Cisleithanien zeichneten sich 
ab: eine übernational-zentralistische und 
eine nationalautonom-föderale. 

Unter den deutschen Gewerkschaf-
terInnen an der Basis, also in den Be-
rufs- und Branchenorganisationen sowie 
Regionen, dominierte freilich nicht der 
dogmatische Zentralismus mancher Wie-
ner Funktionäre, sondern die praktische 
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Erkenntnis, interne internationale Orga-
nisationsreformen umsetzen zu müssen, 
um die sozialdemokratischen Bewegun-
gen in der nichtdeutschen Arbeiterschaft 
nicht zu unbedeutenden Sekten verkom-
men zu lassen. Deutsche und tschechi-
sche AktivistInnen trieben gemeinsam 
die Modernisierung und Zentralisierung 
der Berufs- und Branchenorganisationen 
voran. 

Mit der voranschreitenden Eingliede-
rung von lokalen und regionalen Verei-
nen in Cisleithanien-weiten Berufs- und 
Branchenverbänden profitierte v. a. die 
Reichsgewerkschaftskommission vom 
Durchbruch der sozialdemokratischen 
Arbeitergewerkschaften zu Massenorga-
nisationen in den ersten Jahren des 20. 
Jahrhunderts.

Die folgenden Entwicklungen lassen 
sich nur sinnvoll interpretieren, betont 
der Autor, wenn die Einbettung der so-
zialdemokratischen Gewerkschaften in 
die sozialdemokratische Gesamtbewe-
gung Cisleithaniens und jene Europas 
berücksichtigt wird. Bereits 1896/7 war 
das Fehlen einer gemeinsamen sozi-
aldemokratischen Linie deutscher und 
tschechischer Parteiführungskader in der 
Gewerkschaftsfrage deutlich geworden. 

Dass die Reichsgewerkschaftskom-
mission zu pragmatischen Lösungen 
bereit und fähig war, bewies sie 1897 
mit der Anerkennung einer besonderen 
regionalen Autonomie für Mähren in Ge-
stalt einer tschechisch-deutsch geführten 
Landeskommission. 

Die Gründung der OSČ bedeute-
te also keineswegs den Anfang einer 
durchgängigen nationalen Spaltung der 
sozialdemokratischen cisleithanischen 
Gewerkschaftsbewegung. In den Jahren 
1899/1900 intervenierten beide Kommis-
sionen gemeinsam massiv in die Kämpfe 
der Berg- und TextilarbeiterInnen. Aller-
dings kam es nicht zu einer Generalver-
einbarung zwischen den beiden Kom-

missionen – ein deutlicher Ausdruck der 
Führungsschwäche der sozialdemokrati-
schen Gesamtbewegung im Hinblick auf 
die cisleithanische Intra-Internationalität 
der Gewerkschaftsbewegung.

Die sich verstärkenden Tendenzen na-
tionaler Polarisierung gingen nicht von 
der Basis, sondern von den Gewerk-
schaftszentralen und von der Parteizen-
trale aus. Der Gewerkschaftskongress 
1905 entschied, den Alleinvertretungs-
anspruch der Reichsgewerkschaftskom-
mission künftig auch gegen den Willen 
der OSČ durchzusetzen. Gleichzeitig 
wurde mit der Aufnahme von Kronlan-
desvertretern in den gesamtorganisato-
rischen Strukturen eine föderale Öffnung 
beschlossen. Ende 1905 brachen die 
beiden Kommissionen die Kooperation, 
die in den Vorjahren intensiv gewesen 
war, ab. Die Wiener Kommission verbot 
auch auf innerberuflicher Ebene die Zu-
sammenarbeit mit Prager Organisatio-
nen. Die OSČ sollte offensichtlich isoliert 
werden. Das Kooperationsverbot wurde 
in der Praxis jedoch in weiten Bereichen 
nicht befolgt: In wichtigen Branchen bzw. 
Berufen kam es zu Autonomielösungen, 
womit die Einheitlichkeit des jeweiligen 
Verbandes gewahrt werden konnte. Die-
se internationalistischen Gegentenden-
zen an der Basis waren allerdings nicht 
ausreichend, um mittelfristig die von oben 
ausgehende Polarisierung zu verhindern.

Entscheidend war dann der Zusam-
menhang zwischen der europäischen 
und der cisleithanischen Handlungsebe-
ne innerhalb der sozialdemokratischen 
Gesamtbewegung: 1907 übernahm der 
Kongress der Internationale in Stuttgart 
das westeuropäisch-deutsche Univer-
salmodell der Trennung von Partei und 
Gewerkschaften. Danach verstärkten 
die tschechischen Sozialdemokraten 
ihre Bemühungen um nationale Ge-
werkschaftsstrukturen in den Regionen, 
Branchen und Berufen. Gleichzeitig 
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verfolgte die politisch gestärkte Reichs-
gewerkschaftskommission ihre eigenen 
Organisationsinteressen. Die Resultate 
waren einerseits u. a. die Bildung einer 
OSČ-Landeskommission in Mähren, an-
dererseits die Formierung einer der Wie-
ner Zentrale angeschlossenen tschechi-
schen Gegenkommission zur OSČ. Die 
beiden Kommissionen setzten somit die 
Spaltungslinie in der Praxis um.

1910 fixierte die Internationale in Kopen-
hagen den Zentralismus explizit auch für 
multinationale Staaten wie Cisleithanien. 
Gleichzeitig adaptierte die Internationale 
ihre Gewerkschaftskonzeption durch die 
Aufforderung, sprachliche Bedürfnisse in 
den Gewerkschaften zu berücksichtigen. 
Das cisleithanische Konzept der Reichs-
gewerkschaftskommission, ein übernati-
onaler Zentralismus, der aber zumindest 
sprachliche Toleranz beinhaltete, wurde 
somit als allgemeingültig anerkannt. Die 
wesentlich flexiblere Gewerkschaftspra-
xis in den Branchen- und Berufsverbän-
den Cisleithaniens fand hingegen keine 
Berücksichtigung. 

Danach unternahmen weder Wien 
noch Prag einen politischen Vorstoß zur 
Formulierung gemeinsamer Ziele und 
Forderungen. Anfang 1911 erfolgte der 
formelle Abbruch der Beziehungen zwi-
schen den beiden Kommissionen. In der 
Folge spalteten sich auch die bis dahin 
noch internationalen Berufs- bzw. Bran-
chenorganisationen. Die Reichsgewerk-
schaftskommission unterstützte 1911 die 
Gründung einer eigenen tschechischen 
sozialdemokratischen Partei. Eine cislei-
thanische sozialdemokratische Gesamt-
bewegung existierte somit nicht mehr. 

Von einer tatsächlich nationalen Spal-
tung an der Gewerkschaftsbasis kann 
dennoch nur bedingt gesprochen wer-

den: In den Berufs- und Branchenverbän-
den bedeutete die Polarisierung zumeist 
die Abspaltung eines kleinen Teils der 
tschechischen Mitgliedschaft. In Nieder- 
österreich und dem Gebiet der „Reichen-
berger Zentrale“ – Mähren, Schlesien und 
Nordwestböhmen – konnte die regional-
internationale Geschlossenheit im Rah-
men der Zentralstrukturen der Reichs- 
gewerkschaftskommission gewahrt wer-
den. Anders im innerböhmischen Raum. 
„Die nationale Spaltung war somit eher 
eine Regionalisierung.“ (S. 385) Die tat-
sächlichen Strukturen zeigten also, dass 
das offizielle Dogma des Zentralismus 
der Reichsgewerkschaftskommission 
von einer flexiblen und offenen internati-
onalen Praxis in den eigenen Organisa-
tionen konterkariert wurde: einer undog-
matischen Verknüpfung von modernem 
Gewerkschaftszentralismus mit Autono-
mierechten. 

Evers ist es gelungen, die Entwick-
lung der sozialdemokratischen Ge-
werkschaftsbewegung in Cisleithanien 
und insbesondere ihr Ringen um eine 
interne internationale Lösung in neu-
em Licht erscheinen zu lassen, indem 
er die Wechselwirkungen zwischen den 
verschiedenen Handlungsebenen – Ba-
sis, cisleithanische Gewerkschafts- und 
Parteizentrale(n), europäische internatio-
nale Gesamtbewegung – und deren Fol-
gen analysiert. 

Ähnlich geartete Fragen sind heute für 
die Gewerkschaften hoch aktuell: Um 
den Machtvorsprung des internationalen 
Kapitals einzudämmen, ist es erforder-
lich, dass Gewerkschaften europaweit, 
ja weltweit zusammenarbeiten. Doch wie 
soll diese Kooperation organisiert wer-
den?

Michael Mesch


